
I. Vorlage an:

Tagesordnungspunkt:

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange zur 2. Änderung des Regionalplans 2035 der Region
Ostwürttemberg im Bereich Einzelhandel 'Am Gaskessel', Schwäbisch Gmünd

Anlagen:

Anlage 1: Auszug Regionalplan
Anlage 2: Bebauungsplan
Anlage 3: Auswirkungsanalyse zur Ansiedlung eines XXXLutz-Einrichtungshauses

II. Beschlussantrag:

Der Gemeinderat stimmt der von der Verwaltung vorgeschlagen Stellungnahme zur 2. Änderung
des Regionalplans zu.
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- 2 -

III. Sachdarstellung und Begründung:

Die Verbandsversammlung des Regionalverbands Ostwürttemberg hat in ihrer Sitzung am 10. Juni
2026 den Offenlagebeschluss für eine Änderung des Regionalplans Ostwürttemberg 2035 für das
Vorhaben „Am Gaskessel“ in Schwäbisch Gmünd gefasst.

Die Stadt Heidenheim ist gemäß § 9 Raumordnungsgesetz (ROG) in Verbindung mit § 12
Landesplanungsgesetz Baden-Württemberg (LPlG) als Träger öffentlicher Belange am Verfahren
beteiligt und aufgefordert zu der oben genannten 2. Regionalplanänderung Stellung zu nehmen.
Das Beteiligungsverfahren findet gemäß § 12 Abs. 3 LPlG im beschränkten Beteiligungsverfahren
statt. Die Stellungnahme ist insbesondere im Hinblick auf die von der Stadt Heidenheim
wahrzunehmenden öffentlichen Belange von Bedeutung und wird im weiteren Verfahren
entsprechend § 7 Abs. 2 ROG in die Abwägung eingestellt.

Die Unterlagen zur Regionalplanänderung können in der Zeit vom 19. Juni 2026 bis einschließlich
20. Juli 2026 unter folgendem Zugang eingesehen werden:

https://www.ostwuerttemberg.org/regionalplanung/regionalplanaenderungen/

Die Stadt Schwäbisch Gmünd beabsichtigt die Ansiedlung und Entwicklung eines großflächigen,
leistungsfähigen Einrichtungshauses im Bereich „Am Gaskessel“. Konkret handelt es sich um die
Ansiedlung eines Einrichtungshauses der Marke XXXLutz mit einer Verkaufsfläche von rund 28.000
m² und einem Gesamtflächenumgriff von ca. 6 Hektar.

Für ein Vorhaben dieser Größe sind die Vorgaben der Landes- und Regionalplanung zu
Einzelhandelsgroßprojekten zu bewerten. Diese sind:

- Konzentrationsgebot
- Integrationsgebot
- Kongruenzgebot
- Beeinträchtigungsverbot

Laut der Auswirkungsanalyse kann das Kongruenzgebot jedoch nicht erfüllt werden.

Im Regionalplan Ostwürttemberg 2035 wird in Kapitel 2.4.10.4 zum „Kongruenzgebot“ folgendes
ausgeführt:

Z (Ziel) Die Verkaufsflächen von Einzelhandelsgroßprojekten sind so zu bemessen,
dass der Umsatz wesentlich aus dem zentralörtlichen Verflechtungsbereich
der Standortgemeinde generiert wird.

Eine Verletzung des Kongruenzgebots liegt vor, wenn der betriebswirtschaftlich angestrebte
Einzugsbereich des Vorhabens den zentralörtlichen Verflechtungsbereich der Standortgemeinde
wesentlich überschreitet. Eine wesentliche Überschreitung ist in der Regel gegeben, wenn mehr als
30 Prozent des Umsatzes aus Räumen außerhalb des Verflechtungsbereiches (unter anderem
Heidenheim) erzielt werden soll.

Für das geplante Einrichtungshaus ist jedoch nicht sichergestellt, dass der erwartete Umsatz aus
dem zentralörtlichen Verflechtungsbereich generiert wird. Dies gilt sowohl für den
Verflechtungsbereich „Mittelzentrum Schwäbisch Gmünd“ als auch für den „erweiterten“
Verflechtungsbereich „Region Ostwürttemberg“. Somit liegt ein Zielverstoß zum Regionalplan
Ostwürttemberg 2035 vor. Für den Zielverstoß ist ein Zielabweichungsverfahren, beantragt von der
Stadt Schwäbisch Gmünd, vorgesehen, das vom Regierungspräsidium Stuttgart durchgeführt wird.
An diesem Verfahren wird die Stadt Heidenheim ebenfalls als Träger öffentlicher Belange beteiligt.
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Vorschlag der Verwaltung zur Stellungnahme:

Die Stadt Heidenheim an der Brenz stimmt der 2. Änderung des Regionalplans 2035 der Region
Ostwürttemberg im Bereich Einzelhandel "Am Gaskessel", Schwäbisch Gmünd nicht zu. Die
Verkaufsfläche ist so zu bemessen, dass das Kongruenzgebot eingehalten wird.

Michael Salomo
Oberbürgermeister


